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BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung

Verordnung über Sicherheit und Gesundheits-

schutz bei der Verwendung von Arbeits mitteln

(Betriebssicherheitsverordnung)

(BetrSichV)

Vom 3. Februar 2015

(BGBl. I S. 49)

Zuletzt geändert durch Art. 2 der Verordnung

vom 15. November 2016

(BGBl. I S. 2549)
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Betriebssicherheitsverordnung §§ 1, 2 BetrSichV

Abschnitt 1

Anwendungsbereich und

Begriffsbestimmungen

§ 1 Anwendungsbereich und Zielsetzung

(1) Diese Verordnung gilt für die Verwendung
von Arbeitsmitteln. Ziel dieser Verordnung ist
es, die Sicherheit und den Schutz der Gesund-
heit von Beschäftigten bei der Verwendung von
Arbeitsmitteln zu gewährleisten. Dies soll ins-
besondere erreicht werden durch

1. die Auswahl geeigneter Arbeitsmittel und
deren sichere Verwendung,

2. die für den vorgesehenen Verwendungs-
zweck geeignete Gestaltung von Arbeits-
und Fertigungsverfahren sowie

3. die Qualifikation und Unterweisung der Be-
schäftigten.

Diese Verordnung regelt hinsichtlich der in
§ 18 und in Anhang 2 genannten überwa-
chungsbedürftigen Anlagen zugleich Maßnah-
men zum Schutz anderer Personen im Gefah-
renbereich, soweit diese aufgrund der Verwen-
dung dieser Anlagen durch Arbeitgeber im Sin-
ne des § 2 Absatz 3 gefährdet werden können.

(2) Diese Verordnung gilt nicht in Betrieben,
die dem Bundesberggesetz unterliegen, soweit
dafür entsprechende Rechtsvorschriften beste-
hen. Abweichend von Satz 1 gilt sie jedoch für
überwachungsbedürftige Anlagen in Tagesanla-
gen, mit Ausnahme von Rohrleitungen nach An-
hang 2 Abschnitt 4 Nummer 2.1 Satz 1 Buch-
stabe d.

(3) Diese Verordnung gilt nicht auf Seeschif-
fen unter fremder Flagge und auf Seeschiffen,
für die das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur nach § 10 des Flaggen-
rechtsgesetzes die Befugnis zur Führung der
Bundesflagge lediglich für die erste Über-
führungsreise in einen anderen Hafen verliehen
hat.

(4) Abschnitt 3 gilt nicht für Energieanlagen im
Sinne des § 3 Nummer 15 des Energiewirt-

schaftsgesetzes, soweit sie Druckanlagen im
Sinne des Anhangs 2 Abschnitt 4 Nummer 2.1
Buchstabe b, c oder d dieser Verordnung sind.
Satz 1 gilt nicht für Gasfüllanlagen, die Energie-
anlagen im Sinne des § 3 Nummer 15 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes sind und auf dem Be-
triebsgelände von Unternehmen der öffentlichen
Gasversorgung von diesen errichtet und betrie-
ben werden.

(5) Das Bundesministerium der Verteidigung
kann Ausnahmen von den Vorschriften dieser
Verordnung zulassen, wenn zwingende Gründe
der Verteidigung oder die Erfüllung zwi-
schenstaatlicher Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland dies erfordern und die Si-
cherheit auf andere Weise gewährleistet ist.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Arbeitsmittel sind Werkzeuge, Geräte, Ma-
schinen oder Anlagen, die für die Arbeit ver-
wendet werden, sowie überwachungsbedürfti-
ge Anlagen.

(2) Die Verwendung von Arbeitsmitteln um-
fasst jegliche Tätigkeit mit diesen. Hierzu
gehören insbesondere das Montieren und In-
stallieren, Bedienen, An- oder Abschalten oder
Einstellen, Gebrauchen, Betreiben, Instandhal-
ten, Reinigen, Prüfen, Umbauen, Erproben, De-
montieren, Transportieren und Überwachen.

(3) Arbeitgeber ist, wer nach § 2 Absatz 3 des
Arbeitsschutzgesetzes als solcher bestimmt ist.
Dem Arbeitgeber steht gleich

1. wer, ohne Arbeitgeber zu sein, zu gewerbli-
chen oder wirtschaftlichen Zwecken eine
überwachungsbedürftige Anlage verwen-
det, sowie

2. der Auftraggeber und der Zwischenmeister
im Sinne des Heimarbeitsgesetzes.

(4) Beschäftigte sind Personen, die nach § 2
Absatz 2 des Arbeitsschutzgesetzes als solche
bestimmt sind. Den Beschäftigten stehen fol-
gende Personen gleich, sofern sie Arbeitsmittel
verwenden:
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§§ 2, 3 BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung

1. Schülerinnen und Schüler sowie Studieren-
de,

2. in Heimarbeit Beschäftigte nach § 1 Ab-
satz 1 des Heimarbeitsgesetzes sowie

3. sonstige Personen, insbesondere Perso-
nen, die in wissenschaftlichen Einrichtun-
gen tätig sind.

(5) Fachkundig ist, wer zur Ausübung einer in
dieser Verordnung bestimmten Aufgabe über
die erforderlichen Fachkenntnisse verfügt. Die
Anforderungen an die Fachkunde sind abhängig
von der jeweiligen Art der Aufgabe. Zu den An-
forderungen zählen eine entsprechende Be-
rufsausbildung, Berufserfahrung oder eine zeit-
nah ausgeübte entsprechende berufliche Tätig-
keit. Die Fachkenntnisse sind durch Teilnahme
an Schulungen auf aktuellem Stand zu halten.

(6) Zur Prüfung befähigte Person ist eine Per-
son, die durch ihre Berufsausbildung, ihre Be-
rufserfahrung und ihre zeitnahe berufliche
Tätigkeit über die erforderlichen Kenntnisse zur
Prüfung von Arbeitsmitteln verfügt; soweit hin-
sichtlich der Prüfung von Arbeitsmitteln in den
Anhängen 2 und 3 weitergehende Anforderun-
gen festgelegt sind, sind diese zu erfüllen.

(7) Instandhaltung ist die Gesamtheit aller
Maßnahmen zur Erhaltung des sicheren Zu-
standes oder der Rückführung in diesen. In-
standhaltung umfasst insbesondere Inspektion,
Wartung und Instandsetzung.

(8) Prüfung ist die Ermittlung des Istzustands,
der Vergleich des Istzustands mit dem Sollzu-
stand sowie die Bewertung der Abweichung des
Istzustands vom Sollzustand.

(9) Prüfpflichtige Änderung ist jede Maßnah-
me, durch welche die Sicherheit eines Arbeits-
mittels beeinflusst wird. Auch Instandsetzungs-
arbeiten können solche Maßnahmen sein.

(10) Stand der Technik ist der Entwicklungs-
stand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen
oder Betriebsweisen, der die praktische Eig-
nung einer Maßnahme oder Vorgehensweise
zum Schutz der Gesundheit und zur Sicherheit

der Beschäftigten oder anderer Personen gesi-
chert erscheinen lässt. Bei der Bestimmung des
Stands der Technik sind insbesondere ver-
gleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Be-
triebsweisen heranzuziehen, die mit Erfolg in
der Praxis erprobt worden sind.

(11) Gefahrenbereich ist der Bereich inner-
halb oder im Umkreis eines Arbeitsmittels, in
dem die Sicherheit oder die Gesundheit von Be-
schäftigten und anderen Personen durch die
Verwendung des Arbeitsmittels gefährdet ist.

(12) Errichtung umfasst die Montage und In-
stallation am Verwendungsort.

(13) Überwachungsbedürftige Anlagen sind
Anlagen nach § 2 Nummer 30 Satz 1 des Pro-
duktsicherheitsgesetzes, soweit sie nach dieser
Verordnung in Anhang 2 genannt oder nach
§ 18 Absatz 1 erlaubnispflichtig sind. Zu den
überwachungsbedürftigen Anlagen gehören
auch Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen,
die dem sicheren Betrieb dieser überwa-
chungsbedürftigen Anlagen dienen.

(14) Zugelassene Überwachungsstellen sind
die in Anhang 2 Abschnitt 1 genannten Stellen.

(15) Andere Personen sind Personen, die
nicht Beschäftigte oder Gleichgestellte nach Ab-
satz 4 sind und sich im Gefahrenbereich einer
überwachungsbedürftigen Anlage innerhalb
oder außerhalb eines Betriebsgeländes befin-
den.

Abschnitt 2

Gefährdungsbeurteilung und

Schutzmaßnahmen

§ 3 Gefährdungsbeurteilung

(1) Der Arbeitgeber hat vor der Verwendung
von Arbeitsmitteln die auftretenden Gefährdun-
gen zu beurteilen (Gefährdungsbeurteilung) und
daraus notwendige und geeignete Schutzmaß-
nahmen abzuleiten. Das Vorhandensein einer
CE-Kennzeichnung am Arbeitsmittel entbindet
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nicht von der Pflicht zur Durchführung einer Ge-
fährdungsbeurteilung. Für Aufzugsanlagen gilt
Satz 1 nur, wenn sie von einem Arbeitgeber im
Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 1 verwendet wer-
den.

(2) In die Beurteilung sind alle Gefährdungen
einzubeziehen, die bei der Verwendung von Ar-
beitsmitteln ausgehen, und zwar von

1. den Arbeitsmitteln selbst,

2. der Arbeitsumgebung und

3. den Arbeitsgegenständen, an denen Tätig-
keiten mit Arbeitsmitteln durchgeführt wer-
den.

Bei der Gefährdungsbeurteilung ist insbeson-
dere Folgendes zu berücksichtigen:

1. die Gebrauchstauglichkeit von Arbeitsmit-
teln einschließlich der ergonomischen, al-
ters- und alternsgerechten Gestaltung,

2. die sicherheitsrelevanten einschließlich
der ergonomischen Zusammenhänge zwi-
schen Arbeitsplatz, Arbeitsmittel, Arbeits-
verfahren, Arbeitsorganisation, Arbeitsab-
lauf, Arbeitszeit und Arbeitsaufgabe,

3. die physischen und psychischen Belastun-
gen der Beschäftigten, die bei der Verwen-
dung von Arbeitsmitteln auftreten,

4. vorhersehbare Betriebsstörungen und die
Gefährdung bei Maßnahmen zu deren Be-
seitigung.

(3) Die Gefährdungsbeurteilung soll bereits
vor der Auswahl und der Beschaffung der Ar-
beitsmittel begonnen werden. Dabei sind ins-
besondere die Eignung des Arbeitsmittels für
die geplante Verwendung, die Arbeitsabläufe
und die Arbeitsorganisation zu berücksichtigen.
Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fach-
kundigen Personen durchgeführt werden. Ver-
fügt der Arbeitgeber nicht selbst über die ent-
sprechenden Kenntnisse, so hat er sich fach-
kundig beraten zu lassen.

(4) Der Arbeitgeber hat sich die Informationen
zu beschaffen, die für die Gefährdungsbeurtei-

lung notwendig sind. Dies sind insbesondere
die nach § 21 Absatz 4 Nummer 1 bekannt ge-
gebenen Regeln und Erkenntnisse, Gebrauchs-
und Betriebsanleitungen sowie die ihm zugäng-
lichen Erkenntnisse aus der arbeitsmedizini-
schen Vorsorge. Der Arbeitgeber darf diese In-
formationen übernehmen, sofern sie auf die Ar-
beitsmittel, Arbeitsbedingungen und Verfahren
in seinem Betrieb anwendbar sind. Bei der In-
formationsbeschaffung kann der Arbeitgeber
davon ausgehen, dass die vom Hersteller des
Arbeitsmittels mitgelieferten Informationen zu-
treffend sind, es sei denn, dass er über andere
Erkenntnisse verfügt.

(5) Der Arbeitgeber kann bei der Festlegung
der Schutzmaßnahmen bereits vorhandene Ge-
fährdungsbeurteilungen, hierzu gehören auch
gleichwertige Unterlagen, die ihm der Hersteller
oder Inverkehrbringer mitgeliefert hat, überneh-
men, sofern die Angaben und Festlegungen in
dieser Gefährdungsbeurteilung den Arbeitsmit-
teln einschließlich der Arbeitsbedingungen und
-verfahren, im eigenen Betrieb entsprechen.

(6) Der Arbeitgeber hat Art und Umfang erfor-
derlicher Prüfungen von Arbeitsmitteln sowie
die Fristen von wiederkehrenden Prüfungen
gemäß den §§ 14 und 16 zu ermitteln und fest-
zulegen, soweit diese Verordnung nicht bereits
entsprechende Vorgaben enthält. Satz 1 gilt
auch für Aufzugsanlagen. Die Fristen für die wie-
derkehrenden Prüfungen sind so festzulegen,
dass die Arbeitsmittel bis zur nächsten festge-
legten Prüfung sicher verwendet werden kön-
nen. Bei der Festlegung der Fristen für die wie-
derkehrenden Prüfungen nach § 14 Absatz 4
dürfen die in Anhang 3 Abschnitt 1 Nummer 3,
Abschnitt 2 Nummer 4.1 Tabelle 1 und Ab-
schnitt 3 Nummer 3.2 Tabelle 1 genannten
Höchstfristen nicht überschritten werden. Bei
der Festlegung der Fristen für die wiederkeh-
renden Prüfungen nach § 16 dürfen die in An-
hang 2 Abschnitt 2 Nummer 4.1 und 4.3, Ab-
schnitt 3 Nummer 5.1 bis 5.3 und Abschnitt 4
Nummer 5.8 in Verbindung mit Tabelle 1 ge-
nannten Höchstfristen nicht überschritten wer-
den, es sei denn, dass in den genannten An-
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hängen etwas anderes bestimmt ist. Ferner hat
der Arbeitgeber zu ermitteln und festzulegen,
welche Voraussetzungen die zur Prüfung be-
fähigten Personen erfüllen müssen, die von ihm
mit den Prüfungen von Arbeitsmitteln nach den
§§ 14, 15 und 16 zu beauftragen sind.

(7) Die Gefährdungsbeurteilung ist regel-
mäßig zu überprüfen. Dabei ist der Stand der
Technik zu berücksichtigen. Soweit erforderlich,
sind die Schutzmaßnahmen bei der Verwen-
dung von Arbeitsmitteln entsprechend anzu-
passen. Der Arbeitgeber hat die Gefährdungs-
beurteilung unverzüglich zu aktualisieren, wenn 

1. sicherheitsrelevante Veränderungen der Ar-
beitsbedingungen einschließlich der Ände-
rung von Arbeitsmitteln dies erfordern, 

2. neue Informationen, insbesondere Er-
kenntnisse aus dem Unfallgeschehen oder
aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge,
vorliegen oder

3. die Prüfung der Wirksamkeit der Schutz-
maßnahmen nach § 4 Absatz 5 ergeben
hat, dass die festgelegten Schutzmaßnah-
men nicht wirksam oder nicht ausreichend
sind.

Ergibt die Überprüfung der Gefährdungsbeur tei -
lung, dass keine Aktualisierung erforderlich ist,
so hat der Arbeitgeber dies unter Angabe des
Datums der Überprüfung in der Dokumentation
nach Absatz 8 zu vermerken.

(8) Der Arbeitgeber hat das Ergebnis seiner
Gefährdungsbeurteilung vor der erstmaligen
Verwendung der Arbeitsmittel zu dokumentie-
ren. Dabei sind mindestens anzugeben

1. die Gefährdungen, die bei der Verwendung
der Arbeitsmittel auftreten,

2. die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen,

3. wie die Anforderungen dieser Verordnung
eingehalten werden, wenn von den nach
§ 21 Absatz 4 Nummer 1 bekannt gegebe-
nen Regeln und Erkenntnissen abgewichen
wird, 

4. Art und Umfang der erforderlichen Prüfun-
gen sowie die Fristen der wiederkehrenden
Prüfungen (Absatz 6 Satz 1) und

5. das Ergebnis der Überprüfung der Wirk-
samkeit der Schutzmaßnahmen nach § 4
Absatz 5.

Die Dokumentation kann auch in elektronischer
Form vorgenommen werden.

(9) Sofern der Arbeitgeber von § 7 Absatz 1
Gebrauch macht und die Gefährdungsbeurtei-
lung ergibt, dass die Voraussetzungen nach
§ 7 Absatz 1 vorliegen, ist eine Dokumentation
dieser Voraussetzungen und der gegebenen-
falls getroffenen Schutzmaßnahmen ausrei-
chend.

§ 4 Grundpflichten des Arbeitgebers

(1) Arbeitsmittel dürfen erst verwendet wer-
den, nachdem der Arbeitgeber

1. eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt
hat,

2. die dabei ermittelten Schutzmaßnahmen
nach dem Stand der Technik getroffen hat
und

3. festgestellt hat, dass die Verwendung der
Arbeitsmittel nach dem Stand der Technik
sicher ist.

(2) Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurtei-
lung, dass Gefährdungen durch technische
Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Tech-
nik nicht oder nur unzureichend vermieden wer-
den können, hat der Arbeitgeber geeignete
 organisatorische und personenbezogene
Schutzmaßnahmen zu treffen. Technische
Schutzmaßnahmen haben Vorrang vor organi-
satorischen, diese haben wiederum Vorrang vor
personenbezogenen Schutzmaßnahmen. Die
Verwendung persönlicher Schutzausrüstung ist
für jeden Beschäftigten auf das erforderliche
Minimum zu beschränken.

(3) Bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen
hat der Arbeitgeber die Vorschriften dieser Ver-
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ordnung einschließlich der Anhänge zu beach-
ten und die nach § 21 Absatz 4 Nummer 1 be-
kannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse zu
berücksichtigen. Bei Einhaltung dieser Regeln
und Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass
die in dieser Verordnung gestellten Anforderun-
gen erfüllt sind. Von den Regeln und Erkennt-
nissen kann abgewichen werden, wenn Sicher-
heit und Gesundheit durch andere Maßnahmen
zumindest in vergleichbarer Weise gewährleis -
tet werden.

(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass
Arbeitsmittel, für die in § 14 und im Abschnitt 3
dieser Verordnung Prüfungen vorgeschrieben
sind, nur verwendet werden, wenn diese Prü-
fungen durchgeführt und dokumentiert wurden. 

(5) Der Arbeitgeber hat die Wirksamkeit der
Schutzmaßnahmen vor der erstmaligen Ver-
wendung der Arbeitsmittel zu überprüfen. Satz 1
gilt nicht, soweit entsprechende Prüfungen
gemäß § 14 oder § 15 durchgeführt wurden.
Der Arbeitgeber hat weiterhin dafür zu sorgen,
dass Arbeitsmittel vor ihrer jeweiligen Verwen-
dung durch Inaugenscheinnahme und erforder-
lichenfalls durch eine Funktionskontrolle auf of-
fensichtliche Mängel kontrolliert werden und
Schutz- und Sicherheitseinrichtungen einer re-
gelmäßigen Funktionskontrolle unterzogen wer-
den. Satz 3 gilt auch bei Arbeitsmitteln, für die
wiederkehrende Prüfungen nach § 14 oder
§ 16 vorgeschrieben sind.

(6) Der Arbeitgeber hat die Belange des Ar-
beitsschutzes in Bezug auf die Verwendung von
Arbeitsmitteln angemessen in seine betrieb -
liche Organisation einzubinden und hierfür die
erforderlichen personellen, finanziellen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen zu schaffen.
Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass bei
der Gestaltung der Arbeitsorganisation, des Ar-
beitsverfahrens und des Arbeitsplatzes sowie
bei der Auswahl und beim Zur-Verfügung-Stellen
der Arbeitsmittel alle mit der Sicherheit und Ge-
sundheit der Beschäftigten zusammenhängen-
den Faktoren, einschließlich der psychischen,
ausreichend berücksichtigt werden.

§ 5 Anforderungen an die zur Verfügung

gestellten Arbeitsmittel

(1) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeits-
mittel zur Verfügung stellen und verwenden las-
sen, die unter Berücksichtigung der vorgesehe-
nen Einsatzbedingungen bei der Verwendung
 sicher sind. Die Arbeitsmittel müssen

1. für die Art der auszuführenden Arbeiten ge-
eignet sein,

2. den gegebenen Einsatzbedingungen und
den vorhersehbaren Beanspruchungen an-
gepasst sein und

3. über die erforderlichen sicherheitsrelevan-
ten Ausrüstungen verfügen,

sodass eine Gefährdung durch ihre Verwen-
dung so gering wie möglich gehalten wird. Kann
durch Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 die
Sicherheit und Gesundheit nicht gewährleistet
werden, so hat der Arbeitgeber andere geeig-
nete Schutzmaßnahmen zu treffen, um die Ge-
fährdung so weit wie möglich zu reduzieren.

(2) Der Arbeitgeber darf Arbeitsmittel nicht zur
Verfügung stellen und verwenden lassen, wenn
sie Mängel aufweisen, welche die sichere Ver-
wendung beeinträchtigen.

(3) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeits-
mittel zur Verfügung stellen und verwenden las-
sen, die den für sie geltenden Rechtsvorschrif-
ten über Sicherheit und Gesundheitsschutz
 entsprechen. Zu diesen Rechtsvorschriften ge -
hö ren neben den Vorschriften dieser Verord-
nung insbesondere Rechtsvorschriften, mit de-
nen Gemeinschaftsrichtlinien in deutsches
Recht umgesetzt wurden und die für die Ar-
beitsmittel zum Zeitpunkt des Bereitstellens
auf dem Markt gelten. Arbeitsmittel, die der Ar-
beitgeber für eigene Zwecke selbst hergestellt
hat, müssen den grundlegenden Sicherheitsan-
forderungen der anzuwendenden Ge mein -
schaftsricht linien entsprechen. Den formalen
Anforderungen dieser Richtlinien brauchen sie
nicht zu entsprechen, es sei denn, es ist in der
jeweiligen Richtlinie ausdrücklich anders be-
stimmt.
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Aushangpflichtige Gesetze 

und weitere wichtige Vorschriften 

15. aktualisierte Neuauflage 

 
Für weitere Produktinformationen oder zum Bestellen hilft Ihnen unser Kundenservice  
gerne weiter:  

 

Kundenservice 

� Telefon: 08233 / 381-123 

�  E-Mail: service@forum-verlag.com 

 
 
 
Oder nutzen Sie bequem die Informations- und Bestellmöglichkeiten zu diesem Produkt in 
unserem Online-Shop: 

 
 

Internet 
�  http://www.forum-verlag.com/details/index/id/5690  
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